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Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Neunte Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

A. Zielsetzung 

Verschärfung der Durchfuhrkontrollen gegenüber Irak und Kuwait und 
Kontensperrung Kuwait. 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers -121 (421) -651 09- Au 127190 - vom 8. August 1990 gemäß § 27 Abs. 2 
des Außenwirtschaftsgesetzes. 

Verkündet am 8. August 1990 im Bundesanzeiger Nr. 146. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 
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Neunte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
Vom 7. August 1990 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 des Außenwirtschaftsgeset- 
zes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 7400-1 , veröffentlichten bereinigten Fassung, von 
denen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 durch das Gesetz vom 
6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) neugefaßt worden ist, 
verordnet die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 18. Dezember 
1986 (BGBl. I S, 2671), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung vom 21. Juni 1990 (BGBl. I S. 1121), wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 5 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Satz 1 gilt nicht für Waren der Nummern 1 075 a, 1 087, 
1313, 1366, 1461, 1462, 1471, 1517a und 1710 der 
Ausfuhrliste sowie für Datenverarbeitungsprogramme 
(Software).“ 

2. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Durchfuhr der in Teil I Abschnitte A und B 
der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Waren oder 
Unterlagen zur Fertigung von Waren bedarf der 
Genehmigung, wenn Empfangsland der Irak oder 
Kuwait ist.“ 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden die Absätze 
4 bis 6. 

3. Nach § 51 wird folgender § 52 eingefügt: 

„§ 52 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 AWG 

Gebietsansässige Kreditinstitute bedürfen der 
Genehmigung für die Ausführung von Verfügungen 


über Konten, Depots oder sonstige in Verwahrung oder 
Verwaltung befindliche Vermögenswerte Iraks oder 
Kuwaits, amtlicher Stellen in Irak oder Kuwait oder 
deren Beauftragter. Der Genehmigung bedürfen auch 
Verfügungen Iraks oder Kuwaits, amtlicher Stellen in 
Irak oder Kuwait oder deren Beauftragter über Ver- 
mögenswerte, die nicht bei gebietsansässigen Kredit- 
instituten gehalten werden.“ 

4. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. entgegen § 38 Abs. 1 bis 4 Waren oder Unter- 
lagen durchführt“. 

b) Nach Absatz 1 Nr. 7 wird folgende Nr. 8 eingefügt: 

„8. entgegen § 52 ohne Genehmigung Verfügun- 
gen vornimmt.“ 

c) Absatz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. entgegen § 38 Abs. 5 ohne Genehmigung die 
dort bezeichneten Waren durchführt oder“. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, soweit sie 
sich nicht auf Rechtsgeschäfte und Handlungen bezieht, 
die nach dem Gesetz Nr. 43 des Kontrollrates vom 
20. Dezember 1946 oder nach sonstigem in Berlin gelten- 
dem Recht verboten sind oder der Genehmigung bedür- 
fen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkündung In Kraft. 


Bonn, den 7. August 1990 

Der Bundeskanzler 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
H. Haussmann 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Aufgrund der Invasion Kuwaits durch den Irak, die eine 
Störung des Völkerfriedens bedeutet, sieht die Bundes- 
regierung die Notwendigkeit, sicherzustellen, daß der 
Wirtschaftsverkehr mit dem Irak nicht zu militärischen 
Zwecken bzw. zur Ausnutzung der durch die Invasion 
erlangten Möglichkeiten mißbraucht wird. Aufgrund 
dessen ist vorgesehen, die Durchfuhr von Waffen und 
NukleanA^aren über das Territorium der Bundesrepublik 
Deutschland in den Irak und Kuwait der Außenwirt- 
schaftskontrolle zu unterwerfen und genehmigungs- 
pflichtig zu machen. Ferner sollen alle Konten und 
Depots sowie weitere Vermögenswerte im Eigentum 
Kuwaits, die sich in der Bundesrepublik Deutschland 
befinden, eingefroren werden. Damit soll verhindert 
werden, daß sich der Irak über von ihm kontrollierte 
Stellen Kuwaits kuwaitische Vermögenswerte aneig- 
net. 

Falls diese Maßnahmen nicht ergriffen werden, können 
auch die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich gestört werden. 

Eine Preiswirksamkeit der Maßnahmen ist nicht ersicht- 
lich. 


B. Im einzelnen: 


Artikel 1 

Nummer 1 

In der Vorschrift werden die durch die Neunundsech- 
zigste Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste, die 
zusammen mit der Neunten Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung erlassen wird, neu in 
die Ausfuhrliste eingefügten Waren der Nummern 
1075 a, 1313, 1366, 1462 und 1471 der Ausfuhrliste 
genannt. Daher ist für diese Waren die in § 5 Abs. 2 
Satz 1 AWV unter bestimmten Umständen angeord- 
nete Befreiung von der Ausfuhrgenehmigungspflicht 
aufgehoben. 


Nummer 2 

a) 

Die Vorschrift enthält eine Durchfuhrbeschränkung für 
alle Waren des Teils I, Abschnitte A und B der Ausfuhr- 
liste (Anlage AL), die für Irak und Kuwait als Empfangs- 
land bestimmt sind. 

b) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung. 

Nummer 3 

§ 52 führt Beschränkungen in der Verfügung über 
Vermögenswerte, insbesondere im Bereich des Kapi- 
talverkehrs, ein. Danach unterliegen alle Verfügungen 
über Konten, Depots und sonstige Vermögenswerte 
Kuwaits einer Genehmigungspflicht. Genehmigungs- 
behörde ist die Deutsche Bundesbank. 

Nummer 4 

Die Bußgeldvorschriften des § 70 AWV werden der 
neuen Genehmigungspflicht für Durchfuhren nach dem 
Irak und Kuwait (Buchstabe a) und der neuen Geneh- 
migungspflicht hinsichtlich Verfügungen von Konten, 
Depots und sonstiger) Vermögenswerten Kuwaits 
(Buchstabe b) angepaßt. Danach können Verstöße als 
Ordnungswidrigkelten mit Bußgeldern verfolgt werden, 
deren Höhe nach der durch das Sechste Gesetz zur 
Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes (BGBl. I 
S. 1460) erfolgten Änderung von § 33 Abs. 5 AWG bis 
zu 1 Mio DM betragen kann. 

Unter den weiteren Voraussetzungen des § 34 AWG 
kann ein Verstoß auch als Straftat verfolgt werden. 

Buchstabe c ist eine Folgeregelung. 

Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 
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